
EU UND ENTWICKLUNGSHILFE-NGO

Endeeiner Partnerschaft
Wie die EU−Kommission

mit der "Zivil gesell-
schaft" umspringt, zeigt
ein Beispiel, das sich
weitgehend hinter der

Brüsseler Kulisse
abspielt: Dem"Comité
de liaison" wurden die
Zuschüsse gestrichen.
Aus kaumnachvoll-
ziehbaren Gründen.

Es ist vollbracht: Dem EU−
Kommissarfür Entwicklungspoli-
tik, Poul Nielson, gelang es, mit
"exzessivem Bürokratismus" (so
das Europa−Parlament) und ein
paar schmutzigenTricks, das EU−
Netzwerk von gut 900 Entwick-
lungs−Gruppen abzuwürgen. Am
1. Februar gab das Brüsseler
"Verbindungsbüro" der entwick-
lungspolitischen Nicht−Regie-
rungs−Organisationen auf und
stellte seine Arbeit ein, zumin-
dest einige der 15 nationalen
Plattformen dieser NGO werden
notgedrungen folgen. Denn die
Kommission verweigert seit Mit-
te vorigenJahres die Auszahlung
der vergleichsweiselächerlichen
Zuschüsse, die i m EU−Haushalt
eingeschrieben sind. Sie hat
auchfür das neueJahr sämtliche
Zahlungen blockiert, die über
das Comité de Liaison (CL) und
die nationalen Netzwerkelaufen.
Mit regelrechtenInvasionswellen
vonBuchprüfern war der Betrieb
ohnehin immer wieder auf Wo-
chenlahmgelegt.
Mit dieser Aktion ist einem

guten Teil der "Zivilgesellschaft"
der Garaus gemacht worden, de-
ren "Partnerschaft" die EU−Kom-
mission an anderer Stelle zu be-
schwören pflegt; und die sie
nicht zuletzt selbst über ein Vier-
teljahrhundert half aufzubauen.
Die vielen Entwicklungs−NGO,
von kleinen Projekt−Initiativen
bis hin zu wirtschaftlich durch-
aus bedeutsamen Hilfswerken,
stellen einen erheblichen Teil
der Öffentlichkeit dar, die es für
Entwicklungspolitik und Nord−
Süd−Fragen in der EU gibt. Sie
sindimGrunde der einzige Reso-
nanzboden, den die EU−Politik
und die EU− Kommissionin die-
semBereichüberhaupt haben.
Dies ist ein Schuss ins eigene

Knie − ob er nur Nielson treffen
wird, wird sich noch zeigen. Die
großartige "Strategie für eine
Entwicklungspolitik der EU", von
der Kommission voriges Jahr
verkündet, war in Stellungnah-
men der NGO−Netzwerke arg zer-
rupft worden, und zwar als wi-
dersprüchlich und unausgego-
ren. Umdie Globalisierungs−Linie
der EU−Kommission mitsamt ih-
rer skrupel− und bedingungslo-
sen Unterwerfungunter die WTO
bahnt sich nun ein großer Streit
an. "Entwicklung" ist − und da
schwimmt die Kommission
durchausimMainstreamder EU−

Regierenden − längst out, ange-
sagt sind "Stabilisierung und Si-
cherheit" sowie die neugewon-
nene Macht zu militärischen Kri-
seneinsätzen.
Natürlich verschwinden mit

der Stilllegung des Netzwerks
nicht Organisationen wie Oxfam,
Caritas und dergleichen. Sie wer-
den es jedoch schwerer haben,
in den Brüsseler Korridoren auf-
zutreten. "Die wollen nur noch,
dass wir ihnen demütig aus der
Hand fressen," so fasst der Vor-
sitzende einer großen deutschen
NGOdieLageauf.
Und wie das gewollt und

durchgesetzt wird, darankönnen
sich die Süd−Länder ein Beispiel
nehmen, die gerade erst mit der
EU einen Vertrag eingegangen
sind. In dem wimmelt es eben-
falls nur so von Vokabeln zur
"partnerschaftlichen" Art der
"Zusammenarbeit" − nämlich àla
tête duclient und nach Befinden
der Europäer undihrer Kommis-
sion zum Wohlverhalten. Wie da
mit administrativen Mitteln sa-
botiert, die angeblich sakrosank-
ten Haushaltsregeln verletzt, ne-
benher auch die Parlamenta-
rierInnenund die Presse belogen
werden, das hat jetzt die Kom-
missionamvergleichsweise mar-
ginalen Fall des CL musterhaft
vorexerziert.

Kritik unerwünscht
Der Konflikt bahnte sich be-

reits Ende'99 an. Die neue Kom-
mission wollte anfangs nicht
gleich die Zusage zumjährlichen
Zuschuss des NGO−Netzwerks
abgeben. Der Posten von rund
anderthalb Millionen Euroist je-
doch im Haushalt eingeschrie-
ben, von Parlament und Rat be-
willigt und von der Kommission
zuverwalten. Als auchzu Beginn
des Sommers noch nichts zu hö-
ren war, wurde es für die Verant-
wortlichenbei den NGObrenzlig:
Ihr Bürobetrieb musste schließ-
lich mit teuren Bankkreditenlau-
fen. Im Juli kam die Sache vor
den Entwicklungsausschuss im
Europa−Parlament. Dort wollte
man nun wissen, weshalb die
NGO amlangen Arm ausgehun-
gert wurden. Bei diesemTreffen
war zum ersten Mal von der
Kommission zu hören, dass eine
"interne Risiko−Abschätzung"
von der Prüfungs−Abteilung der
Kommissionin Ganggesetzt war,

zur Bonität der Zuschuss−Emp-
fänger. Auch die Betroffenen hör-
ten erstmalig davon. Das Ergeb-
nis bekamen sie (und die Parla-
mentarierInnen) aucherst später
und nur auszugsweise zu sehen.
Immerhin kam auch eine erste,
wenngleichnur halbe Rate.
Gefolgt freilich, Anfang Sep-

tember, von der Ankündigung
der Kommission, eine externe
Audit−Firma beauftragen zu wol-
len, die im Brüsseler Büro die
Bücher nachsehen würde. Denn,
so Nielsons Kabinettchef Thierry
Bechet in einer AnhörungimEu-
roparlament Anfang September,
das CL sei "vertragsbrüchig" in
der Verwendung der Zuschüsse
aus denSteuergeldern. Das habe
das "interne Audit" ergeben.
Dass dieses eineLüge war, stellte
sich freilich erst eine geraume
Weilespäter heraus, als die Kom-
mission wenigstens eine Zusam-
menfassung jenes "Risk Assess-
ments" herausgerückt hatte.
Noch Ende September sagte

der derzeitige CL−Vorsitzende
Joachim Lindau vom deutschen
Hilfswerk "Brot für die Welt":
"Wir kriegen schlicht nicht zu
wissen, waslosist. Dass hier ein
Klimawandel stattfindet, ist je-
doch deutlich zu spüren." Die
ganze Entwicklungs−NGO−Ge-
meinde war zu diesemZeitpunkt
geschockt über einen Auftritt
von Nielson vor der Versamm-
lung von Hilfswerken, die mit
dem Nothilfe−Amt ECHO der
Kommission zu tun haben. Sie
seien jederzeit gerne als Un-
terannehmer ("contractors") ge-
sehen, sagte Nielson. Von Mit-
sprache war indes nicht die
Rede.
Ab Oktober rollten dann die

Buchprüfer des Audit−Multi
"Ernst & Young" an, und zwar
nicht nur im Brüsseler "Verbin-
dungsbüro", sondern auch bei
sämtlichen 15 nationalen NGO−
Plattformen. Etwainder Größen-
ordnung von 150.000 EURdürfte
die Prüfarbeit wert gewesensein
für "E&Y", von der Kommission
gern beauftragt und somit ein
wichtiger Kunde. Man ging
gründlich vor: Wenn die Boar-
ding Card zum Flugticket einer
Dienstreise fehlte war gleich die
ganze Reise "unbelegt". Zudem
war ja auch gleich alles zu prü-
fen ab dem Jahre 1995, ein or-
dentlicher Auftrag also. Zustan-
de kam ein Betrag von unter
30.000 EUR von schlecht oder
unvollständig abgebuchten Kos-
ten, das sind 0,3 Prozent der EU−
Zuschüsse von zehn Millionen
für denGesamtzeitraum.
Nach Abschluss des Prüferein-

satzes Mitte Dezember bekamen
die NGO−Netzwerker einen "Ent-
wurf" eines Prüfungsberichts zu
sehen, verbunden mit der Anwei-
sung, sich binnen dreißig Tagen
zumInhalt zu äußern. Was darin
zu lesen stand, empörte sie so
sehr, dass ihr Brüsseler Büro als
Antwort an die Presse Einladun-
gen für den 19. Dezember ver-
schickte. Die Kommission warje-
dochschneller. Bereits einen Tag
früher erklärte Nielson vor Jour-
nalistInnen wahrheitsgemäß,
dass "es keine Hinweise darauf
gegeben hat, dass Betrug began-
gen wurde". Sein Statement en-
dete allerdings mit dem Satz:
"Der endgültige Berichts− Ent-

Poul Nielson, EU−Kommissarfür Entwicklungszusammenarbeit undhumanitäre Hilfe, anlässlich einer
MissioninTanzania, März2000. (Foto: EU)
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Papierspour Irina, Kamel, Helder, ...
Pour jeudi, 22février, l' ASTI i nvite à une soirée de soli-
darité avec les sans−papiers en ses locaux, 10, rue A.
Laval, Luxembourg (à partir de 20h). Au programme:
musique, cabaret et lectures publi ques, ai nsi que des
témoignages de sans−papiers. Les personnes qui assis-
teront pourront soutenir ces personnes en situati on dif-
ficile en souscrivant à un "bon de soli darité" de 500 LUF
ou pl us. Des dons peuvent aussi être versés sur le
compte spécial "Soli darité sans−papiers/réfugiés" au
CCP 15 15 15 −01. A quand la régularisation promise
par le gouvernement, afi n que ces personnes puissent
reprendre une vie normale et subvenir à leurs besoins
en travaillant légalement?

Annéecontrele blocus
L' associati on Luxembourg−Cuba i nvite à son assem-
blée générale qui aura lieu le 23 février au Circolo
Curiel à Luxembourg. "L' embargo des Etats−Unis est l o-
i n d' être levé. Notre travail de soli darité et d'i nformati-
on reste donc toujours i mportant". Le mot d' ordre est
sans doute de mise après l' arrivée au pouvoir à
Washington de la droite réactionnaire. Les deuxièmes
"Rencontres mondiales de soli darité avec Cuba" de no-
vembre dernier avaient d' ailleurs si gnalé la détermi nati-
on de mobiliser contre le bl ocus génoci daire. Ai nsi,
l' année 2001 est déclarée comme "Année i nternati onale
de soli darité contre le blocus, la l oi d' ajustement cu-
bai n et toutes les manoeuvres i mpérialistes exercées
contre Cuba".

Privatisation dela censure
Lundi 19 février, à 20h, au Cercle Munici pal, sur i nvita-
ti on de l' Observatoire des médias, Jean−Paul Marthoz
tiendra une conférence sur la manière dont la li berté
d' expressi on et d'i nformation est aujourd' hui restrei nte
dans les sociétés occi dentales. Jean−Paul Marthoz est
un auteur passi onné et passionnant qui a publié entre
autres au "Groupe de recherche et d'i nformati on sur la
paix" (GRI P) une analyse criti que des médias: "Et mai n-
tenant, le monde en bref". Ce livre et d' autres publica-
ti ons du GRI P seront disponibles sur place.

Blindenschulein Tibet
Am nächsten Montag, 19. Februar um 20 Uhr organi-
siert die Verei ni gung "Les Ami−e−s du Tibet Luxem-
bourg" i m "Athénée" ei nen Vortragsabend über ei ne
Schule für bli nde ti betische Kinder. Die Schule wurde
von der gleichfalls bli nden Europäeri n Sabriye Tenber-
ken i n Lhassa gegründet. Sie ist Autori n von zwei Bü-
chern und trat mehrfach i m deutschen Fernsehen auf.
Sie wird zusammen mit i hrem Gefährten Paul Kronen-
berg die Bli ndenschule und i hr abenteuerliches Leben
als Sehbehi nderte darstellen. Der Votrag ist auf
Deutsch, teil weise mit französischer Übersetzung.

WOOOOOXet AhhhhhRA
L' annuaire newmediagui de.l u, édité par " mké" comme
hors−série de l' Expl orator, a quel ques difficultés à ap-
préhender les médias alternatifs. Dans sa rubri que
" Who' s who" de la nouvelle économie multi médiati que,
le gui de présente sous W un certai n hebdomadaire
" WOOX", dont l' adresse e−mail serait "woox@pt.l u". Cet
hebdomadaire fantôme doit être un sosie du WOXX,
puisquel' adressei ndi quée est bien la nôtre.
En ce qui concerne Radio ARA par contre, le nom est
i ndi qué correctement. Cependant le fait que la radio a
dû mettre la moitié de son temps d' antenne à disposi-
ti on d' une fenêtre anglaise, "ARA City Radio" − ce qui a
fait gri ncer des dents une partie de son public − provo-
que l' enthousiasme du guide: "premières réactions:
WOW! Félicit.!"



wurf der Prüfung, durchgeführt
vonErnst &Young, ... wird wahr-
scheinlich den Bedarf einer
Rückforderung von 1 Mio. Euro
von schlecht verwalteten (' mis-
managed') Mittelnempfehlen."
Wenn Amtsträger dergleichen

verkünden, und sich dabei auf
die prophetische Autorität eines
multinationalen Prüfbüros vom
Kaliber der E &Yberufen, sollte
das eigentlich der Wahrheit ent-
sprechen. Dies war aber nicht
der Fall. Die forsche Kommis-
sions−Forderung auf Rückzah-
lung von den Entwicklungs−NGO
entpuppte sich als peinliche
Milchmädchen− Rechnung, als ei-
nige Wochenspäter Bruchstücke
des"vorläufigenendgültigen" Be-
richts der Firma auch Journalis-
tInnen zugänglich waren. Die
tüchtigen E &Y−Prüfer waren zu
einemZeitpunkt nach Bonn zur
deutschen NGO−Plattform VEN-
ROgereist, als deren Unterlagen
für 1999 zur gesetzlich vorge-
schriebenen Rechnungslegung
bei einer Prüf−Firma in Aachen
lagen. Offensichtlich wollten die
Prüfer den Weg nach Aachen
nicht auf sich nehmen. Stattdes-
sen führten sie den gesamten
EU−Zuschuss an VENRO unter
dem Posten "nicht nachgewie-
sen" auf. Folge dieser unbewiese-
nen Interpretation: Die Kommis-
sionaddierte 140.000 Eurozuih-
ren Rückforderungen. Eine or-
dentliche, wenngleich nach
falschen Rubriken verbuchte
Ausgabe der finnischen Platt-
formwurdevonder Kommission

gleich doppelt zurückgefordert.
Gut 80 Prozent der angeblich
zurückzuzahlenden Gelder be-
treffenZuschüsseandie nationa-
len NGO−Plattformen seit 1995.
Die damalige EU−Kommission
hatte die NGO aufgefordert, die-
se Struktur aufzubauen, und
dafür die Zuschüsse vergeben −
mit der Zusti mmung von Parla-
ment und Rat. Die neue Kommis-
sion stellte jedoch neue Regeln
auf. Danach können nur "spezifi-
sche Projekte", nicht aber eine
gemeinsame Verwaltung geför-
dert werden. Dieses also ist das
ganze"Mismanagement", das E &
Y entdeckenkonnte. "Wenn heu-
te die Kommission ihre Regeln
ändert und damit ein Problem
hat," so der Vorsitzende Lindau,
"dann ist das ein Problem der
Kommission, und das kann sie
unsschwerlichvorwerfen."

Transparenz gehört nicht
zur EU−Partnerschaft
ImDezember schriebJoaquim
Miranda, Vorsitzender des Ent-
wicklungsausschusses im Parla-
ment, i mmerhin die Haushalts-
behörde über der Kommission,
einen geharnischten Brief an
Nielson mit der Aufforderung,
der im EU−Haushaltsgesetz vor-
geschriebenen Pflicht nachzu-
kommen und die vorgesehenen
Zuschüsse für die NGO−Netzwer-
ke fürs Jahr 2000 anzuweisen.
Ein Disput über die Verbu-
chungsweise sei unabhängig da-
von zu klären, und auch die Zu-

schüsse für 2001 müsstenin Ra-
tengezahlt werden. AnfangJanu-
ar, nach einem Treffen des CL−
Vorstands mit Nielson, bei dem
der Kommissar prompt wieder
neue Verwaltungs−Bedingungen
auftischte, folgte ein womöglich
noch weniger diplomatischer
Brief vom EP. Die Antwort der
Kommission bestand in der An-
kündigung eines weiteren, riesi-
gen Buchprüfungs−Auftrags, nun
von oben bis unten beim Netz-
werkder Nothilfe−Organisationen
VOICE, das als Teilorganisation
im Brüsseler Verbindungsbüro
angesiedelt war − erst recht ein
ordentlicher Brocken für die ex-
ternen Audit−Multis. Hier geht es
immerhin umdie großen"huma-
nitären" Mittel−Einsätze der EU,
und nicht nur umein paar Info−
Büros mit kaum einer Handvoll
Angestellten.
Zur Erinnerung: Die Haus-

haltsprüfer−Angst imNacken der
Kommissionsbürokratie hat ih-
ren UrsprungimKorruptions−Filz
von privatwirtschaftlichen Bera-
tungsbüros, die sich um die
Kommission geschart haben.
Diesen Consultant−Unternehmen
kann nicht einmal der Fiskus
richtigin die Bücher gucken. Da-
gegenunterliegendiegemeinnüt-
zigen NGO und ihre Netzwerke
strengen Öffentlichkeits−Vor-
schriften sowie den nationalen
Prüfungspflichten ihrer Büros.
Sämtliche Berichte sind öffent-
lichzugänglich.
Als vorerst letzte Aktivität be-

schloss das Brüsseler Verbin-

dungsbüro Ende voriger Woche,
Klage gegen die Kommissionein-
zureichen. Eine Formsache, um
die Forderung auf Auszahlung
der vertraglich zustehenden Gel-
der nicht verfallen zu lassen.
"Wir könnten uns natürlich für
die nächsten fünf Jahre oder
noch länger damit beschäftigen,
mit so einer Klage durch die In-
stanzen zu ziehen," so Lindau.
Schließlich sei es so gut wie si-
cher, dass die NGO das Verfah-
ren gewinnen würde. "Doch mal
abgesehen von der Sinnlosigkeit,
unsere ganze Zeit darauf zu ver-
schwenden, sind wir dazu auch
viel zuarm."
Die Kommission hat genug

Geld: Trotz aller bürokratischen
Expertise hat sie den Grundriss
für ein Verfahrens−Labyrinth ge-
zeichnet, in demsich die Steuer-
gelder korrekt nach Haushaltsre-
geln verlaufen. Schonimvergan-
genen halbenJahr war das NGO−
Netzwerk überwiegend nur da-
mit beschäftigt, sich gegen die
Kommissions−Querelen zu
wehren. Die Aussicht ist absurd:
Der Betrieb einer vomEU−Haus-
halt geförderten Organisation
wird auf Jahre hinaus mit so ei-
nem Verfahren gebunden. Hinzu
kommen die höheren Betriebs-
kosten durch die Vielzahl der be-
teiligten Kommissionsabteilun-
gen. All dieses zeigt die "raison
d'être" dieser Einrichtung: Sich
amliebsten mit sichselbst zube-
schäftigen.

HeimoClaasen
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Uneinstitution utileetindispensable
WOXX: Les problèmes du Comité de Liaison des
ONGD à Bruxelles, concernent−t−ils aussi les
organisationsluxembourgeoises?
Monique Langevin: Certai nement! Si la pl upart des
ONDG luxembourgeoises profitent actuellement du sys-
tème de cofi nancement proposé par notre Gouverne-
ment, il ne faut pas oublier que c' est la coopération eu-
ropéenne qui a fait avancer, dans les années 80, à
grands pasles ONGDluxembourgeoises. Même àl' heure
actuelle il y a nombre de projets et d' accords cadre fi-
nancés par Bruxelles. Or le cli mat de coopérati on entre
ONGD et la Commissi on Européenne s' est enveni mé les
dernières années.
Est−ce que le CL n'est pas devenu une boîte à
fraisincontrôlable?
Je ne le crois pas. Il y a une part énorme de bénévolat
dans le travail des ONGD. S'il y a des frais, par exemple
des frais de voyage pour des réunions de travail des
délégué(e)s, c' est que l' Europe est quel que chose de
compli qué. Mais rien à voir avec les notes d' experts en-
voyés ça et là payés au tarif fort.
Le commissaire Nielson ne veut pas payer
pour un"lobby" qui n'entendque défendre ses
propresintérêts. Cela paraît quand même rai-
sonnable?
Mais le CL n' est pas un "l obby". C' est une sorte d'i nterfa-
ce entre le milieu des organisati ons de dével oppement et
leurs partenaires dans le Sud, d' un côté, et la Commis-
si on Européenne, de l' autre. La Commissi on serait i nca-
pable de fournir l' effort de développement considérable
qui a lieu à l' heure actuelle, s'il n' y avait pas les réseaux
d' ONGD − au nord comme au sud. Mais il faut aussi
réfléchir sur les politi ques que mènel' Europe en général,
sur les effets qu' elle pourrait avoir sur les pays du sud.
C' est normal queles ONGD soient souvent criti ques.
Monique Langevin est permanente à l' ASTM(Ac-
tion Solidarité Tiers Monde), responsable des pro-
jets de développement. Elle a été déléguée du Cer-
cle des ONGDde Luxembourgausein dugroupe de
travail "financement du développement" du Comité
de Liaison.
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